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Kreisschreiben feststellt, «in Anbetracht der in der
Kriegswirtschaft gesammelten Erfahrungen aufdrängt». Weiter
verpflichtet Art. 7 den Bundesrat, der Bundesversammlung über
die von ihm oder dem Volkswirtschaftsdepartement getroffenen

Maßnahmen jährlich Bericht zu erstatten. Der
Entscheid darüber, ob die Maßnahmen in Kraft bleiben,
ergänzt oder abgeändert werden sollen, bleibt ausdrücklich
der Bundesversammlung vorbehalten.

Aus dem Schreiben verdient noch die Erklärung
hervorgehoben zu werden, es könne heute schon «die verbindliche
Zusicherung des Bundesrates abgeben, daß er von den
gemäß dem beiliegenden Beschlussescntwurf nachgesuchten
Befugnissen nur Gebrauch machen wird, wenn dies im
Interesse des Gemeinwohls unerläßlich ist». Darüber hinaus
werde es dessen Bestreben sein, «öffentlich-rechtliche
Vorschriften gemäß Art. 2 des Entwurfes erst dann zu erlassen,

wenn alle andern Möglichkeiten, wie zum Beispiel diejeni¬

gen der direkten Verständigung unter den Beteiligten im
Sinne der in der Textilindustrie getroffenen Vereinbarungen

ausgeschöpft sind». Die Erfahrung habe aber gezeigt,
daß für das Zustandekommen solcher privater Vereinbarung
gen die Möglichkeit des Erlasses von Höchstpreisvorschriften
durch die Behörden entscheidend ist.

Gleichgültig, wie man über Einzelheiten des Entwurfes
denken mag, so ist die damit vom Chef des Eidgenössischen

Volkswirtschaftsdepartementcs ergriffene Initiative auf jeden
Fall sehr zu begrüßen. In der Tat sind die Folgen eines

Wegfalls der preiskontrollrechtlichen Kompetenzen des

Bundesrates nicht auszudenken. Aus dieser Erkenntnis heraus hat
denn auch der Große Ausschuß des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes am 5. März beschlossen, im Prinzip für den

vorgeschlagenen Verfassungszusatz einzutreten und dessen

Verwirklichung gegen alle Widerstände, die vermutlich nicht
gering sein werden, zu verfechten. gk.

Der Bundespräsident zur Schweizer Mustermesse 1952
Die Mustermesse 1952 in Basel öffnet ihre Tore in einer

Zeit, in der alle Räder der Wirtschaft auf hohen Touren
laufen und die Kräfte des Landes aufs äußerste angespannt
sind.

So erfreulich es auch ist, daß dadurch dem Schweizervolk
reichlich Gelegenheit zu Arbeit und Verdienst geboten wird,
so bedrückend ist der Gedanke, daß die Ursache dieser
günstigen Beschäftigungslage in einem fieberhaften Rüstungswettlauf

in aller Welt liegt, der in der Unsicherheit der
Zukunft begründet ist.

Auch darf die Freude über den guten Geschäftsgang nicht
darüber hinwegtäuschen, daß eine über die Vollbeschäftigung

hinausgehende Hochkonjunktur der Wirtschaft Gefahren

des Lohn- und Preisauftriebes in sich birgt, denen zu
begegnen unser aller Anliegen sein muß.

Und schließlich darf das heutige Wohlergehen nicht
trügerische Hoffrtlingen wecken, daß es immer so bleiben
könnte. Je weiter das Pendel nach der einen Seite ausschlägt,

um so größer ist die Gefahr, daß es ebenso- stark nach der
andern Seite zurückfallen könnte. Wir spüren und erkennen
es täglich, daß unsere Wirtschaft durch Maßnahmen und
Ereignisse im Auslande fortgesetzt vor neue Probleme und

Schwierigkeiten gestellt wird und müssen uns deshalb im¬

mer wieder bemühen und bereit sein, alle möglichen
Belastungsproben zu bestehen.

Der Basler Trommler, das Werbezeichen der diesjährigen

Mustermesse, mobilisiert uns zu solcher Besinnung und
Wachsamkeit. Er soll uns Symbol sein — und zwar in
dreifacher Hinsicht: Weck- und Mahnruf an das Schweizervolk,
Werbung in aller Welt für die Produkte schweizerischer
Arbeit und Wahrzeichen baslerischer Tradition und
Bodenständigkeit.

Mögen sich auf den Weck- und Mahnruf hin alle Kräfte
des Schweizervolkes sammeln, um geeint und geschlossen den

Kampf zur Erhaltung unseres Wohlstandes und der Sicherheit

des Landes auch in gefahrvoller Zukunft erfolgreich zu
führen.

Möge der werbende Wirbel des Basler Trommlers in aller
Welt gehört werden. Er verkündet die Bereitschaft der
Schweiz zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit allen
friedliebenden Völkern und die Bereitschaft, beste Produkte
unserer Arbeit anzubieten und zu liefern.

Es ist unser Wunsch, daß es dem Basler Trommler
gelinge, eine große Heerschar von Messebesuchern zu mobilisieren,

damit der traditionellen Basler Mustermesse wiederum
ein voller Erfolg zuteil werde. Kobelt, Bundespräsident.

Bedürfnisse und Grenzen in der Bauwirtschaft
(Korr.) Die Inflation bei Geldern, bei Produkten und

Erzeugnissen aller Art ist eine Erscheinung in der ganzen
Welt, nicht zuletzt auch im Baugewerbe. Unter diesem überall

hervortretenden Standpunkt der Verhinderung einer
solchen inflationären Überkonjunktur wurde bekanntlich unter
Banken, Versicherungen, andern Kreditgebern das Gcntle-
men's Agreement über die Baufinanzierung abgeschlossen.
Der Zweck dieses Abkommens besteht ja darin, die
manchenorts übermäßige Beanspruchung des Baugewerbes zu
mildern und einen normalen Beschäftigungsgrad nach
Möglichkeit zu stabilisieren; dann einer Überproduktion an
Wohnungen zu hohen Mietpreisen und der Gefahr
baulicher Fehlinvestitionen auf gewerblichem und industriellem
Gebiet entgegenzuwirken und den volkswirtschaftlich
nachteiligen Einflüssen auf das Preis- und Lohngefüge
vorzubeugen. Der Geschäftsbericht der Genossenschaftlichen
Zentralbank in Basel bemerkt hinsichtlich dieses Abkommens,
daß bei unsern heutigen bestehenden Verhältnissen seine

praktische Wirksamkeit weit überschätzt wird. Erstens, weil
die Hypothekarinstitute aus-eigener Erkenntnis der
Zusammenhänge und der Risiken die im Abkommen festgelegten
Belehrungsgrundsätze gehalten haben, und zweitens, daß sie

ihre Geldanlagen in Immobilien nicht mit Überbelehnungen
zu tätigen brauchen, sondern direkt Wohnungs- und
Geschäftshäuser erwerben. Überall hat die Bautätigkeit nach
den statistischen Erhebungen nicht nur keine Beschränkung,
sondern auf einzelnen Plätzen einen Auftrieb gebracht
(Wohnungen 1950 13 344, 1951 15 600). Eine wirkungsvolle

Regelung der Bautätigkeit hat aber das Gentlemen's

Agreement nicht gebracht. Solange jeder Bauherr nur seine

Bedürfnisse sieht, wird sich kaum eine freiwillige, nach
gesamtwirtschaftlichen und konjunkturregulierenden Gesichtspunkten

ausgerichtete Dämpfung der Bautätigkeit verwirklichen

lassen. Nur durch eine breite Aufklärung der
Öffentlichkeit muß dahin getrachtet werden, daß die
allgemeinen wirtschaftlichen Bedürfnisse und Grenzen in der

105



Bauwirtschaft verstärkt Beachtung erfahren und in letzter
Stunde ein freiwilliger Verzicht auf alle nicht dringlichen
Bauten die ungesunde Entwicklung eindämmt und die sonst
unausbleibliche Krise verhindert.

Ohne eine freiwillige sinnvolle Einordnung in die
volkswirtschaftlichen Notwendigkeiten würden nur zwei
Alternativen übrigbleiben: weitere Aufblähung des jetzt schon

überdimensionierten Baugewerbes, wobei Rückschläge beim
Abflauen derselben sicher zu erwarten sind, oder eine straffe
behördliche Lenkung mit ihren einschränkenden und oft
willkürlichen Bestimmungen. Man fragt sich ohne Zweifel,
wo soll die Drosselung der Bautätigkeit beginnen, bei den

Wohnungsbauten, den Schulhäusern, den Kraftwerken, die
doch den industriellen und privaten Werken die elektrische

Kraft sicherstellen sollen? Es ist außerordentlich schwer, bei
aller Wünschbarkeit der Einschränkung der Produktion auf
das notwendige Maß, die sachliche und zeitliche Dringlichkeit

einzelner Bauvorhaben richtig abzuschätzen. Der
obenerwähnte Bericht äußert sich treffend im Schluß wie folgt:
«Die Privatwirtschaft muß sich darüber Rechenschaft geben,
daß sie den Staat weiter als Krisenhelfer nicht in Anspruch
nehmen kann. Wer sich allen Mahnungen zur Mäßigkeit
verschließt, sollte sich daher wenigstens innerlich und äußerlich

vorbereiten, daß das Schicksal des ganzen Wirtschaftssystems

davon abhängt, ob er fähig und willens ist, nicht
nur jetzt die Früchte der Expansion zu ernten, sondern auch
dereinst die Früchte des unausbleiblichen Rückschlages in
vollem Umfange selbst zu tragen.» ng.

Neuartige Finanzierung des Wohnungsbaues in Salzburg
In einer Pressekonferenz, die am 7. Dezember 1951 in

Salzburg im Beisein von Vertretern der maßgeblich
interessierten Behörden und Körperschaften stattfand, wurden
folgende Maßnahmen zwecks Zuführung von neuen Mitteln
an den Salzburger Wohnbauförderungsfonds in Aussicht
genommen.

Zu allen Hotel-, Gasthaus-, Restaurants-, Kaffeehaus- und
Barrechnungen im Lande Salzburg soll ein ganz kleiner Zu¬

schlag, eventuell nach der Rangklasse des Lokals gestaffelt,
berechnet werden, der als eine freiwillige Spende des jeweiligen

Gastes für den Wohnhausbau im Lande Salzburg
abgeführt werden soll.

Man schätzt, auf diese Weise von den rund 2000
gastgewerblichen Betrieben des Landes Salzburg einen Jahresertrag

von rund zwei Millionen Schilling zu erzielen.

ALLERLEI

Was wir wollen

Dem Flugblatt, das die Allgemeine Baugenossenschaft
Zürich zum letzten Genossenschaftstag an die Mieter ergehen
ließ, entnehmen wir die folgende beachtenswerte Ausführung:

Die sittlichen Ideen des Füreinander, der Solidarität und
der persönlichen Freiheit mit sozialer Verantwortung sind
Wesensinhalt des Genossenschaftsgedankens. Im Gegensatz zu
den Wirtschaftsprinzipien des liberalen Zeitalters ist eine
genossenschaftliche Wirtschaftsorganisation nicht aufs Verdienen,

nicht auf möglichst große Gewinne, sondern auf solidarische
Selbsthilfe und Dienst am Volke eingestellt. Deswegen sind die
Genossenschaften auch stets die besten Helfer in Notzeiten
gewesen. Beweis dafür aus neuester Zeit ist doch, daß in der
Zeit der Wohnungsnot, während und nach dem zweiten
Weltkrieg, bei uns mehrere hundert neue Baugenossenschaften
entstanden sind. Man darf füglich fragen: Wo stünden die Mieter
und die Gemeinden im Kampfe gegen die Wohnungsnot ohne
die Arbeit der Bau- und Wohngenossenschaften?

AUS DEM VERBANDE

Zentralvorstand

In seiner Sitzung vom 8. März 1952 nahm der
Zentralvorstand Stellung zum Entwurf des Eidgenössischen Volks-
wirtschaftsdepartementes zu einem Bundesbeschluß über die
Preiskontrolle. Er ist einmütig der Auffassung, die
Mietpreiskontrolle und der Kündigungsschutz müßten über den
1. Januar 1953 aufrechterhalten bleiben, da das Angebot an

Wohnungen mit tragbaren Mietzinsen immer noch völlig
ungenügend ist. Einen befristeten Verfassungszusatz zieht

er einem dringlichen Bundesbeschluß vor. Er stimmte darum
dem Entwurf zu, hätte aber gewünscht, daß auch die Tarife
weiterhin unter die Kontrolle des Bundes gestellt worden
wären, da diese auf die Preisentwicklung im Baugewerbe
einen wesentlichen Einfluß ausüben.

Sodann bereinigte der Zentralvorstand den Jahresbericht

1951 und nahm Stellung zu den Jahresrechnungen
des Verbandes, der Zeitschrift «Das Wohnen» und des

Fonds de roulement. Alle drei Rechnungen werden der
Delegiertenversammlung zur Genehmigung empfohlen.

Einer Baugenossenschaft in Zürich wurde ein zinsloses

Darlehen aus dem Fonds de roulement gewährt. Die
Verwaltung des Fonds wird bis zur Delegiertenversammlung
noch durch den Interimsquästor besorgt.

Das vom Vorstand der Sektion Bern vorgelegte
Programm für die Jahrestagung des Verbandes vom 7./8. Juni
in Bern wurde genehmigt, einschließlich des Programmes
für die Berner-Oberland-Fahrt auf das Niederhorn am

Sonntag. Anschließend an die Delegiertenversammlung wird
ein Referat über eine aktuelle Frage des Wohnungsbaues
gehalten werden.

Ferner besprach der Zentralvorstand noch einmal die

Vorschriften des Bundes über die Einkommensgrenzen und
deren Handhabung durch die zuständigen Behörden. Der
Verband wird sich für die Beseitigung gewisser Härten
einsetzen.
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